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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
NRW muss funktionieren: Funktionierende Wasserstraßen statt Stillstand – Erhalt der 
Logistik für die Zukunft des Industriestandorts NRW sichern! 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die wirtschaftliche Bedeutung der Binnenschifffahrt und des Schifffahrtskanalnetzes, insbe-
sondere des westdeutschen Kanalnetzes für Nordrhein-Westfalen, ist für uns unbestritten.  
 
Der Rhein ist Europas meistbefahrene Wasserstraße und ermöglicht einen wirtschaftlichen 
sicheren Transport von Waren, der auch den Straßenverkehr stark entlastet. Rund 40 Prozent 
des Binnenschifffahrtsgüteraufkommens der EU werden auf ihm transportiert.  
 
Als Herzstück der Industrieregion Ruhrgebiet stellt das westdeutsche Kanalnetz mit seinen 
rund 300 km Wasserstraßen einen essenziellen Bestandteil der Logistikinfrastruktur dar. Jähr-
lich werden im gesamten Kanalgebiet rund 33 Millionen Tonnen Güter transportiert, davon 
allein rund 28 Millionen Tonnen auf den Kanälen im Ruhrgebiet. Zudem ist der Niederrhein mit 
einer jährlichen Tonnage von rund 137 Millionen Tonnen eine unverzichtbare Transportader 
für die Versorgung von Unternehmen und Bevölkerung mit Gütern und Waren. Die Binnen-
schifffahrt ist damit ein elementarer Baustein für die industrielle Wertschöpfung, die Beschäf-
tigung und den Wohlstand unserer Region. Insbesondere die chemische Industrie und die 
Stahlproduktion im Ruhrgebiet sind auf die zuverlässige und effiziente Anbindung an die Bin-
nenschifffahrt angewiesen. Ein dauerhafter Ausfall dieser Infrastrukturen würde Produktions-
standorte dieser Schlüsselindustrien und damit Wertschöpfung und gute Arbeitsplätze in NRW 
massiv gefährden. 
 
Gleichzeitig sind Binnenschifffahrt und Binnenhäfen ein unverzichtbares Element für gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Transformationsaufgaben, etwa wenn es um Transport, Lage-
rung und Umschlag von neuen Energieträgern und Kraftstoffen oder Recyclingmaterial für eine 
umfassende Kreislaufwirtschaft geht. Angesichts der neuen geopolitischen Bedrohungslage 
liefern Wasserstraßen auch einen wichtigen Beitrag zur Resilienz von Logistikketten und für 
die Verlegung militärischer Güter. 
 
Eine rein auf die Funktion der Binnenwasserstraßen als Hinterland der großen Seehäfen, so-
wohl in Deutschland als auch im angrenzenden europäischen Ausland, etwa Antwerpen und 
Rotterdam, ausgerichtete Betrachtung wird ihrer Bedeutung – gerade für das Industrieland 
NRW - nicht gerecht.  
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Auch wenn der Fokus in Deutschland häufig auf den Seehäfen in Bremen oder Hamburg liegt, 
muss die Erhaltung und der Ausbau der Infrastruktur in NRW als gleichwertig wichtig angese-
hen werden. Denn ohne funktionierende Wasserstraßen und Hafenanlagen ist der Fortbestand 
der Industrie in NRW, insbesondere der chemischen Industrie und Stahlproduktion, nicht mög-
lich. 
 
Die verkehrswasserbaulichen Anlagen im hiesigen Kanalnetz insbesondere Schleusenbau-
werke, Pumpwerke, Spundwände, Brücken und Düker sind altersbedingt oftmals in einem 
schlechten Zustand. Hierdurch entstehen regelmäßig betriebliche Störungen und ungeplante 
Ausfälle, die zu einer zeitweise unzureichenden oder gar fehlenden Verfügbarkeit einzelner 
Wasserstraßenabschnitte führen können. Außerdem fehlen an vielen Bundeswasserstraßen 
moderne Liegestellen mit Landstromverfügbarkeit. Wirtschaftliche Einbußen und Zeitverzöge-
rungen in den Lieferketten sowie ein Vertrauensverlust in den Verkehrsträger Wasserstraße 
sind die Folge. So ist zum Beispiel der Landwehr zwischen Ruhr und Hafenkanal inzwischen 
wasserdurchlässig und gefährdet den Bestand dieser wichtigen Infrastruktur.  
 
Die Wasserstraßeninfrastruktur ist in weiten Bereichen überaltert. Etwa die Hälfte der Wehr-
anlagen und rund 60 % der Schleusenanlagen wurde vor 1950 errichtet, etwa 10 % (Wehre) 
bis 20 % (Schleusen) sogar vor 1900. Die technische Nutzungsdauer der genannten Anlage-
typen von rund 80 Jahren ist an vielen Anlagen bereits erreicht bzw. überschritten. Der Ver-
kehrsinfrastrukturbericht 2015 hat aufgezeigt, dass bei vielen Bauwerken die Restnutzungs-
dauer bereits überschritten ist. Der Bericht zeigte auf Grundlage von Bauwerksprüfungen auf, 
wie viele Bauwerke in nicht ausreichendem oder gerade noch ausreichendem Zustand sind: 
Bei den Schleusenanlagen sind es 85 Prozent, bei den Wehranlagen 73 Prozent und bei den 
Brücken 49 Prozent. Der Bericht konstatierte, dass ab 2015 in den nächsten zehn Jahren 235 
Bauwerke (davon 50 Schleusen) zu ersetzen seien. Zum Vergleich: In den 20 Jahren zuvor 
wurden lediglich 7 Schleusen neu gebaut. 
 
Mit dem Ausfall einer einzigen Schleuse oder eines Wehres würden ganze Verbindungen län-
gerfristig lahmgelegt werden, was fatale Auswirkungen auf Logistik inner- und außerhalb 
NRWs hätte. Binnenschifffahrt, Binnenhäfen und Binnenwasserstraßen müssen jetzt mit Prio-
rität zukunftsfest gemacht und die Funktionsfähigkeit des ‚Systems Wasserstraße‘ gesichert 
werden, damit künftig deutlich mehr umweltfreundlicher Gütertransport auf dem Wasserweg 
stattfinden kann. 
 
Dazu gehören auch dringend benötigte Investitionen in die Ertüchtigung der wasserseitigen 
Infrastrukturen der Binnenhäfen in unserem Land zu tätigen, damit diese ihre Aufgaben als 
Versorger für Industrie, Bevölkerung und Handel sowie als Garanten für die Transformation 
wahrnehmen können. Diese Aufgabe darf nicht bei den ohnehin finanziell knappen Kommunen 
abgeladen werden, sondern muss gemeinsame Aufgabe des Bundes und der Länder werden. 
 
Gleichzeitig muss die Politik dem Fachkräftemangel entschieden entgegenwirken. Die Bran-
che leidet bereits heute unter einem spürbaren Rückgang von qualifiziertem Personal, sowohl 
beim Personal an Bord der Schiffe, als auch in der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung an 
Land. Um die langfristige Funktionsfähigkeit der Wasserstraßenlogistik zu sichern, braucht es 
eine Ausbildungs- und Personaloffensive für Binnenschifffahrtsberufe. 
 
Die jahrzehntelange Unterfinanzierung der Bundeswasserstraßen und Personaleinsparungen 
bei der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung haben in NRW dazu geführt, dass notwendige 
Maßnahmen zur Instandhaltung und zum Ausbau der Infrastruktur immer weiter verzögert wer-
den. Dabei sind sowohl die Maßnahmen zur Abladeoptimierung am Rhein, als auch die Pro-
jekte im westdeutschen Kanalgebiet Projekte mit sehr hohen Nutzen-Kosten-Verhältnissen 
und im Bundesverkehrswegeplan 2030 priorisiert. Sollte sich dieser Zustand fortsetzen, sind 
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massive wirtschaftliche Folgen für den Industriestandort NRW zu befürchten. Kein weiteres 
Bundesland ist so abhängig von Binnenschifffahrt wie unseres. Ohne eine rasche und umfas-
sende Sanierung der Infrastruktur drohen Arbeitsplatzverluste in tausendfacher Zahl, und es 
könnten massive Verlagerungen von Produktionsstätten ins Ausland erfolgen. 
 
Angesichts dieser Situation ist es für die Zukunft des Industriestandorts NRW und den Erhalt 
von Industriearbeitsplätzen unerlässlich, dass der Bund schnellstmöglich die notwendigen Mit-
tel für die dringende Ertüchtigung und Instandhaltung der Wasserstraßeninfrastruktur bereit-
stellt. Die Landesregierung muss jetzt beim Bundesverkehrsministerium für eine schnelle Lö-
sung eintreten und dafür sorgen, dass NRW nicht weiter benachteiligt wird. Dies würde den 
Wirtschafts- und Industriestandort insgesamt in Frage stellen. 
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
• Der Zustand der Wasserstraßeninfrastruktur in NRW ist in einem besorgniserregenden 

Zustand. 
• Ohne eine schnelle Instandsetzung der Wasserstraßeninfrastruktur drohen massive wirt-

schaftliche Folgen für den Industriestandort NRW und damit für die Arbeitsplätze in der 
Region. 

• Die Bedeutung des Rheins als Europas bedeutendste Wasserstraße gilt es nicht nur zu 
sichern, sondern auch auszubauen.  

• Die Binnenschifffahrt stellt einen unverzichtbaren Bestandteil der industriellen Logistik in 
NRW dar, insbesondere für die chemische Industrie und Stahlproduktion im Ruhrgebiet. 

• Binnenschifffahrt und Binnenhäfen müssen als Ermöglicher für wirtschaftliche Transfor-
mation (z.B. Wasserstoffökonomie und Kreislaufwirtschaft) und Krisenresilienz gestärkt 
werden. 

• Es besteht dringender Handlungsbedarf, die relevanten Infrastruktureinrichtungen im 
Bereich der Binnenwasserstraßen zu ertüchtigen und Planungs- und Genehmigungs-
prozesse zu beschleunigen, um den reibungslosen Ablauf des Gütertransports zu ge-
währleisten. 

• Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung leidet unter einem erheblichen Personalmangel, 
was zu weiteren Verzögerungen bei den notwendigen Planungen und Umsetzungen 
führt. 

• In der Binnenschifffahrt selbst herrscht ein gravierender Fachkräftemangel. Nachwuchs 
für Ausbildungsberufe in der Schifffahrt sind kaum zu gewinnen, der Altersdurchschnitt 
der Beschäftigten steigt stetig. Ohne gezielte Gegenmaßnahmen droht ein realer Ausfall 
von Transportkapazitäten. 

• Die Wasserstraßenprojekte in NRW haben hervorragende Nutzen-Kosten-Verhältnisse 
und müssen entsprechend priorisiert werden. 

• Viele Binnenhäfen liegen im urbanen Raum. Heranrückende Wohnbebauung und sich 
stetig verschärfende Umweltvorschriften führen dazu, dass die Errichtung von Anlagen 
in Häfen und der Umschlag auf umweltfreundliche Verkehrsträger zunehmend erschwert 
und unwirtschaftlich wird. 

 
III. Der Landtag beschließt: 
 
• Die Landesregierung muss im Verkehrsbereich der Binnenwasserstraßen, insbesondere 

des westdeutschen Kanalnetzes in NRW, umgehend gegenüber dem Bundesverkehrs-
ministerium aktiv werden, 

• Die Landesregierung wird aufgefordert sich beim Bund für eine bedarfsgerechte Mittel-
verteilung des Sondervermögens Infrastruktur einzusetzen, um die Sanierungsbedürf-
tigkeit und Bedeutung für den Industriestandort bei einer Mittelverteilung stärker in den 
Fokus zu rücken.  
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• Die Landesregierung wird aufgefordert darüber hinaus gegenüber dem Bundesverkehrs-
ministerium auf eine beschleunigte Umsetzung des Aktionsplans westdeutsche Kanäle 
zu drängen. Dafür müssen auskömmliche Finanzmittel – bei Bedarf auch zusätzliche 
Mittel aus dem Sondervermögen Infrastruktur - und Planungsressourcen zur Verfügung 
gestellt werden.  

• Die Landesregierung muss darauf insistieren, dass die neue Bundesregierung ihr Ziel, 
die Plangenehmigung bei Ersatzneubauten zum Regelfall zu machen, innerhalb der ers-
ten 100 Tage umsetzt. Gleichzeitig wird die Landesregierung aufgefordert, wasserbauli-
che Maßnahmen, etwa bei der Bereitstellung von Umweltausgleichsflächen, energisch 
zu unterstützen. 

• Die Landesregierung wird aufgefordert sich beim Bund dafür einzusetzen, dass inner-
halb eines Jahres ein mit ausreichenden Finanzmitteln hinterlegtes Förderprogramm zur 
Ertüchtigung der wasserseitigen Infrastrukturen in den Häfen des westdeutschen Kanal-
systems aufgelegt wird.  

• Die Landesregierung wird aufgefordert für eine praxisgerechte Überarbeitung von Stan-
dards (insbesondere BImSchG, WHG, AwSV) und Ausnahmeregelungen für Hafenge-
biete zu sorgen und Genehmigungsverfahren (für die i.d.R. Kommunen und Bezirksre-
gierungen zuständig sind) zu entbürokratisieren,  

• Die Landesregierung muss gemeinsam mit und in der VMK darauf hinwirken, dass dies 
im Sinne der Nationalen Hafenstrategie auch auf Bundesebene geschieht. 

• Der Fortbestand und die Attraktivität der Ausbildung zu binnenschifffahrtsnahen Berufen 
muss stabilisiert und durch zielgruppengerechte Programme gesteigert werden. Dazu 
gehören bessere Ausbildungsbedingungen, moderne Berufsschulstrukturen sowie ge-
zielte Öffentlichkeitsarbeit zur Nachwuchsgewinnung. Die Landesregierung wird aufge-
fordert, gemeinsam mit den Kammern, Branchenverbänden, Unternehmen und Gewerk-
schaften ein Ausbildungsförderungsprogramm für die Binnenschifffahrt NRW zu entwi-
ckeln.  

• Die Landesregierung wird aufgefordert mit dem Bund auf eine strategische Personalpla-
nung bei der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung hinzuwirken. Dazu zählen unter 
anderem eine ausreichende Personalausstattung, attraktive Arbeitsbedingungen und 
eine langfristige Fachkräftesicherung in allen relevanten Bereichen sowie der Verzicht 
auf pauschale Stelleneinsparungen. 

• Die Landesregierung muss Fördermittel zur Weiterentwicklung der Binnenschifffahrt be-
reitstellen. Hierzu zählt die Forschung an automatisierter und digitalisierter Schifffahrt, 
wie ferngesteuerte oder selbstfahrende Binnenschiffe, und die Entwicklung von CO2 
freien oder armen Motoren. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Christian Dahm 
Alexander Vogt 
Gordan Dudas 
Frank Börner 
 
und Fraktion 

 
 


